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Vorwort 

Wirtschaft  und Wirtschaftspolitik stehen im Umbruch der Globalisierung. 
Ursache ist die elektronische Revolution, die den Computer, das Internet 
und Intranets, die E-Mail, das Fax und Satelliten hervorgebracht hat. Diese 
technische Entwicklung hat die wirtschaftlichen Grenzen niedergerissen und 
zu einem weltweiten Freihandel geführt.  Unternehmen suchen für ihre Pro-
duktion Standorte, an denen sie die geringsten Kosten haben. Teilweise hat 
die Globalisierung auch die politischen nationalen Grenzen überwunden 
und Integrationsräume geschaffen,  z.B. in Europa die Europäische Union 
EU, in Amerika die Nordamerikanische Freihandelszone NAFTA und den 
Gemeinsamen Südamerikanischen Markt Mercosur, in Asien die Freihan-
delszone des Verbandes Südostasiatischer Staaten AFTA und in Afrika den 
Gemeinsamen Markt für das Östliche und Südliche Afrika COMESA Free 
Trade Area. Aus Nationalstaaten ist ein globales Dorf  geworden. Techni-
sche Entwicklungen lassen sich nicht rückgängig machen. So muss die Welt 
mit der Globalisierung leben. 

Beschäftigung, Preise und Märkte werden von der Globalisierung stark 
beeinflusst. Anpassungsprozesse zwischen reichen und armen Gebieten stel-
len die Wirtschaft,  die Wirtschaftswissenschaft  und die Politik vor neue 
Herausforderungen.  Mit Aspekten der Wirtschaftspolitik - einem hohen Be-
schäftigungsniveau, der Preisniveaustabilität und einer notwendigen Wech-
selkursstabilisierung - beschäftigt sich die vorliegende Arbeit. Auch die 
Methodik der Analyse bleibt von der Globalisierung nicht unberührt. Analy-
tische Sätze treten in den Vordergrund. 

Anregungen für diese Arbeit gaben Vorlesungen und Diskussionen an der 
Universität Hannover. Meine Frau, Dr. Ingeborg Köhler-Rieckenberg, hat 
durch ihre Hinweise und kritische Begleitung einen wesentlichen Anteil an 
dieser Arbeit. 

Bad Soden, Mai 2004 Claus  Köhler 
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Α. Wirtschaftspolitische Ziele und Verantwortung 

1. Ziele von existenzieller Bedeutung 

Ein hohes Beschäftigungsniveau und somit eine geringe Arbeitslosigkeit 
sowie ein stabiles Preisniveau sind die primären wirtschaftspolitischen 
Ziele, die in einer Gesellschaft zu verwirklichen sind. Beide Ziele haben 
die herausgehobene Stellung, weil sie für die Menschen von existenzieller 
Bedeutung sind. 

Jeder Mensch muss sich anstrengen, wirtschaftlich ausgedrückt, muss ar-
beiten, um sein Leben und das seiner Familie zu erhalten. Wer arbeiten 
will, aber keinen Arbeitsplatz findet, wer also arbeitslos ist, dem wird die 
Möglichkeit, für sich und seine Familie zu sorgen, genommen. Er und seine 
Familie können nur existieren, wenn der Staat und damit letztlich die arbei-
tenden Menschen ihm solidarisch helfen. Arbeiten zu müssen, aber keine 
Beschäftigung zu finden, ja eventuell nicht einmal eine Chance zu haben, 
beschäftigt zu werden, ist eine schwere menschliche und psychologische 
Belastung. Belastet ist der Arbeitslose, seine Familie und die Gesellschaft. 

Es gibt Menschen, die arbeiten könnten und einen Arbeitsplatz erhalten 
würden, wenn sie sich darum bemühten. Sie finden es aber angenehmer, 
soziale Unterstützungen in Anspruch zu nehmen. Das sind keine Kavaliers-
delikte. Wer sich derart in ein soziales Netz fallen lässt, beutet arbeitende 
Menschen aus. Man muss solchem Tun hart begegnen, in dem man ihnen 
die solidarische Hilfe verwehrt. 

Nicht minder wichtig als das Ziel hohes Beschäftigungsniveau ist das 
Ziel Preisstabilität. Genauer formuliert muss es heißen, das Ziel Preisni-
veaustabilität. Die Wirtschaftspolitik muss das Preisniveau stabil halten, 
nicht die einzelnen Preise. Preisbewegungen der Einzelpreise sind in einer 
Marktwirtschaft  essentiell. Sie steuern das Angebot und die Nachfrage und 
damit die Investitionen und den Verbrauch. Auch das Ziel Preisstabilität ist 
existentiell für die Menschen. Sie sind nämlich gehalten, für ihren Unter-
halt nach Beendigung ihres Arbeitslebens zu einem Teil selbst zu sorgen. 
Sie müssen auch gegen finanzielle Belastungen bei Krankheit und anderen 
Unbillen gewappnet sein. Das bedeutet, sie müssen Teile ihres Einkom-
mens rechtzeitig zurücklegen; sie müssen sparen. Diese hart erarbeiteten 
Rücklagen werden gefährdet,  wenn die Preise steigen. Bei einer Preissteige-
rungsrate von 3% verlieren die Ersparnisse in einem Zeitraum von 20 Jah-
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ren rund 45% ihrer ursprünglichen Kaufkraft.  Solche Preissteigerungen 
können Menschen in Not bringen. Im Zeitraum von 1957 bis 1999 z.B., als 
die Deutsche Bundesbank bemüht war, das Preisniveau zu stabilisieren, be-
trug die durchschnittliche jährliche Preissteigerungsrate 3,0%. 

Gesamtwirtschaftlich führen Preissteigerungen zu Fehlinvestitionen, von 
denen die Wirtschaft  restriktiv beeinflusst wird. Investitionen werden nor-
malerweise vorgenommen, wenn die Nachfrage nach Gütern oder Dienst-
leistungen zunimmt. Steigen die Preise, dann können Unternehmen das 
fälschlicherweise als ein Zeichen zunehmender realer Nachfrage ansehen. 
Das kann sie veranlassen zu investieren. Zu spät bemerken sie, dass die 
reale Nachfrage ausgeblieben ist. Ihre Investitionen werden zu Fehlinvesti-
tionen. Neue Investitionen werden nicht mehr vorgenommen; Arbeitskräfte 
werden entlassen. 

2. Der rechtliche Rahmen und Verantwortung 

Die größte Aufmerksamkeit  erhält das Ziel hohes Beschäftigungsniveau. 
Das wird in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte dokumentiert: 
„Jeder Mensch hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl,  auf ange-
messene und befriedigende Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz gegen Ar-
beitslosigkeit" (Erklärung (1948), Art. 23 Abs. 1). Betont wird in diesem 
Artikel ferner  das Recht auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit und das 
Recht auf angemessene und befriedigende Entlohnung, „die ihm und seiner 
Familie einer der menschlichen Würde entsprechende Existenz sichert und 
die, wenn nötig, durch andere soziale Schutzmaßnahmen zu ergänzen ist". 
Die Erklärung der Menschenrechte geht also über das Recht auf Arbeit 
hinaus. Sie formuliert  Bedingungen einer sozialen Marktwirtschaft. 

Dem Thema hohes Beschäftigungsniveau nimmt sich auch die Charta der 
Vereinten Nationen an: „Um jenen Zustand der Stabilität und Wohlfahrt 
herbeizuführen,  der erforderlich  ist, damit zwischen den Nationen friedliche 
und freundschaftliche,  auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichbe-
rechtigung und Selbstbestimmung der Völker beruhende Beziehungen herr-
schen, fördern  die Vereinten Nationen a) die Verbesserung des Lebensstan-
dards, die Vollbeschäftigung und die Voraussetzungen für wirtschaftlichen 
und sozialen Fortschritt und Aufstieg; . . . " (Charta (1945), Art. 55). Die 
Vereinten Nationen verweisen mit ihren Formulierungen auf einen wichti-
gen Zusammenhang. Frieden und Freundschaft  zwischen den Nationen ist 
u.a. von wirtschaftlichen Rahmenbedingungen abhängig. Ein hohes Be-
schäftigungsniveau ist eines dieser wirtschaftlichen Bedingungen. Wird es 
nachhaltig und dauerhaft  verfehlt,  können Frieden und Freundschaft  zwi-
schen Nationen gefährdet werden. 



2. Der rechtliche Rahmen und Verantwortung 13 

Die nächste rechtliche Stufe, die sich mit dem Ziel hohes Beschäfti-
gungsniveau auseinandersetzt, ist der EG-Vertrag. Dieses Ziel gehört zu den 
Aufgaben der Europäischen Union: „Aufgabe der Gemeinschaft ist es, 
durch die Errichtung eines Gemeinsamen Marktes und einer Wirtschafts-
und Währungsunion ... ein hohes Beschäftigungsniveau, ... zu fördern." 
(EG-Vertrag (1997), Art. 2). Die technische Entwicklung in den Industrie-
staaten verlangt in Europa Märkte, die über nationale Grenzen hinausgehen. 
Der Gemeinsame Markt, der eine einheitliche Währung erfordert,  ist somit 
ein Instrument, um die Beschäftigungslage vor allem in den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Währungsunion zu verbessern. 

Schließlich gibt es die rechtliche Basis auf nationaler Ebene. In der Bun-
desrepublik Deutschland ist dies das „Gesetz zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft."  Dieses Gesetz verlangt, Bund und 
Länder haben ihre Maßnahmen so zu treffen, „dass sie im Rahmen der 
marktwirtschaftlichen  Ordnung gleichzeitig zur Stabilität des Preisniveaus, 
zu einem hohen Beschäftigungsstand und außenwirtschaftlichen Gleichge-
wicht bei stetigem und angemessenem Wirtschaftswachstum beitragen." 
(StuWGes (1967), § 1). Das Gesetz verlangt nicht nur, dass die beiden exis-
tentiellen Ziele hohes Beschäftigungsniveau und Preisniveaustabilität ver-
wirklicht werden. Daneben soll zu einem außenwirtschaftlichen Gleichge-
wicht und stetigem und angemessenem Wirtschaftswachstum beigetragen 
werden. Diese vier Ziele sollen „gleichzeitig" erreicht werden. Jede Ziel-
kombination verlangt eine auf sie abgestimmte wirtschaftspolitische Strate-
gie. Das Wort gleichzeitig schließt Strategien aus, bei denen ein Ziel auf 
Kosten eines anderen Zieles verwirklicht wird. Ein hohes Beschäftigungsni-
veau darf  also nicht dadurch versucht werden zu erreichen, dass man hohe 
Preissteigerungsraten akzeptiert. Ebenso darf  Preisstabilität nicht versucht 
werden zu verwirklichen, indem man das Wirtschaftswachstum drosselt und 
hohe Arbeitslosigkeit toleriert. 

Je mehr Ziele gesetzt werden, die gleichzeitig verwirklicht werden sol-
len, umso schwieriger ist es, eine wirtschaftspolitische Strategie zu formu-
lieren, die diesem Anspruch gerecht wird. Schon bei drei Zielen, einem 
hohen Beschäftigungsniveau, Preisstabilität und einem außenwirtschaftli-
chen Gleichgewicht spricht man von einem magischen Dreieck. Da Magie 
etwas mit Zauber und Geheimkunst zutun hat, bedeutet magisches Dreieck, 
dass diese drei Ziele gleichzeitig durch eine rationale Wirtschaftspolitik 
kaum zu verwirklichen sind. Man muss sich daher zunächst darauf konzen-
trieren, ein hohes Beschäftigungsniveau und Preisniveaustabilität gleichzei-
tig zu erreichen. 

Im rechtlichen Rahmen, der für ein wirtschaftspolitisches Ziel gesetzt ist, 
ist die unterste Stufe dafür verantwortlich, dieses Ziel zu verwirklichen. Bei 


